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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Rolf Kutzmutz, Dr. Christa Luft 
und der weiteren Abgeordneten der PDS 
— Drucksache 13/52 — 


Verwirklichung der Vorhaben des Weißbuches der Europäischen Kommission 
„Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung. Herausforderungen der 
Gegenwart und Wege ins 21. Jahrhundert“ 


Vorbemerkung 

Das Weißbuch der Europäischen Kommission verfolgt eine mittel- 
fristige Strategie für mehr Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung in Europa. Es spricht eine Vielzahl ökonomisch 
relevanter Felder an und macht eine Fülle konkreter Politikvor- 
schläge und wirtschaftspolitischer Therapievorschläge, um die 
diagnostizierten Schwächen der europäischen Volkswirtschaften 
zu heilen. Von besonderer Bedeutung sind dabei die folgenden 
Punkte: 

— Förderung von Reformen in den Mitgliedstaaten zur Verbesse- 
rung der Effizienz der Beschäftigungssysteme; 

— konkrete Maßnahmen im Hinblick auf eine Ausschöpfung des 
Beschäftigungspotentials kleiner und mittlerer Unternehmen; 

— verstärkte Koordinierung der Forschungspolitik; 

— Nutzung der Möglichkeiten und Chancen, die die Informa- 
tionsgesellschaft bietet; 

— Durchführung transeuropäischer Vorhaben in den Bereichen 
Verkehr und Energie. 

Der Europäische Rat hat Ende 1993 auf der Basis des Weißbuches 
einen Aktionsplan beschlossen, der Empfehlungen für Maßnah- 
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men auf Gemeinschaftsebene und auf der Ebene der Mitglied- 
staaten enthält. Diesen ist es überlassen, sie im Rahmen ihrer 
Politik und mit den für ihre jeweilige Lage am besten geeigneten 
Mitteln umzusetzen. 

Vor diesem Hintergrund beantwortet die Bundesregierung die 
Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Welche Strategien zu mehr Beschäftigung wurden in der Bundes- 
republik Deutschland bisher umgesetzt? 

Mit wieviel mehr Arbeitsplätzen kann jeweils gerechnet werden? 

In welchen Dokumenten ist die Umsetzung der Strategien enthalten? 


Mit dem Bericht zur Zukunftssicherung des Standortes Deutsch- 
land vom September 1993 hat die Bundesregierung, aufbauend 
auf einer gründlichen Analyse der Stärken und Schwächen der 
deutschen Wirtschaft, ein umfassendes und konkretes Programm 
für mehr Beschäftigung vorgelegt. Ziel ist, über die Korrektur 
struktureller Schwächen den Aufbau neuer Produktions- und Be- 
schäftigungsmöglichkeiten zu unterstützen. Dies heißt Verbesse- 
rung der investiven Rahmenbedingungen durch Stärkung des 
Wettbewerbs, durch größere Freiräume für private und unterneh- 
merische Initiativen und durch ein Zurückdrängen staatlicher Ein- 
griffe in die Wirtschaft. Kernelemente dieser Konzeption sind 
Haushaltskonsolidierung, steuerliche Entlastung der Unterneh- 
men, Abbau von Regulierungen, Privatisierung, Impulse für Exi- 
stenzgründungen und Innovationen im Mittelstand sowie ein gün- 
stiges Klima für Forschung, Entwicklung und Innovationen. 

Der überwiegende Teil der Maßnahmen, die im unmittelbaren 
Verantwortungsbereich des Bundes liegen, ist bereits umgesetzt. 
Dokumentiert ist dies in zwei Fortschrittsberichten, der jüngste 
veröffenthcht im Juni 1994 (Drucksache 12/8090). Herausragende 
Beispiele für wichtige umgesetzte Maßnahmen sind das Standort- 
sicherungsgesetz, die Novellierung des Gentechnikgesetzes, das 
Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz, die Bahn- 
reform, die Postreform, der Abschluß der Uruguay-Runde des 
GATT, die Novellierung des Arbeitszeitgesetzes sowie das 
Beschäftigungsförderungsgesetz 1994. 

Darüber hinaus bildet die Förderung der Teilzeitarbeit in der 
Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst, welche in enger 
Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern und der Bundesanstalt 
für Arbeit erfolgt, einen weiteren Schwerpunkt der Beschäfti- 
gungspoütik der Bundesregierung. Hierzu hat die Bundesregie- 
rung vier Berichte erstellt (Drucksachen 12/6868, 12/6936, 
12/6983, Bericht der Bundesregierung vom 8. Juni 1994 über eine 
Offensive zur Förderung der Teilzeitarbeit). 

Standortsicherung ist jedoch nicht allein Aufgabe der Politik, 
sondern aller gesellschaftlicher Gruppen. Die Tarifpartner müssen 
der Beschäftigungssicherung eindeutig Vorrang vor Einkom- 
mens- und Umverteilungszielen einräumen. Die Unternehmen 
müssen durch moderne Fertigungs- und Organisationsstrukturen 
sowie frühzeitige Anpassung an Marktveränderungen ihre Wett- 
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bewerbsfähigkeit verbessern. Länder und Gemeinden müssen die 
Haushaltskonsolidierung mittragen und ihre erheblichen Privati- 
sierungspotentiale ausschöpfen. 

Die Entwicklung im Jahr 1994 hat gezeigt, daß die eingeschla- 
gene Richtung stimmt. Die deutsche Wirtschaft befindet sich auf 
einem klaren Expansionskurs. Auch auf dem Arbeitsmarkt ist 
inzwischen die Wende zum Besseren eingeleitet. In den alten 
Bundesländern hat sich der Rückgang der Erwerb Stätigkeit deut- 
lich verlangsamt, in den neuen Bundesländern ist die Erwerbs- 
tätigkeit 1994 bereits gestiegen. 


2. An der Umsetzung welcher Strategien, die 1995 wirksam zu mehr 
Beschäftigung führen sollen, wird gegenwärtig in der Bundesregie- 
rung gearbeitet? 

Mit wieviel mehr Arbeitsplätzen kann jeweils gerechnet werden? 
Wann werden sie dem Deutschen Bundestag, wann der Öffentlich- 
keit zugänglich gemacht? 


Die Bundesregierung wird den im Standortbericht konzipierten 
Kurs für mehr Wachstum und Beschäftigung konsequent fortfüh- 
ren. Die Vorhaben für die 13. Legislaturperiode sind in den Koali- 
tionsvereinbarungen vom 14. November 1994 dargelegt. Es geht 
im wesentlichen um drei Maßnahmenbündel: 

— Verstetigung des Wirtschaftswachstums durch Sicherung des 
Standortes Deutschland und der Wettbewerbsfähigkeit; 

— Erhöhung der Beschäftigungswirkungen des Wachstums durch 
Abbau struktureller Hemmnisse sowie mehr Flexibilität und 
Effizienz in Wirtschaft und Arbeitsmarkt; 

— Verbesserung der Beschäftigungschancen für besonders Be- 
nachteiligte auf dem Arbeitsmarkt durch eine verstärkte Kon- 
zentration der Arbeitsmarktpolitik auf Langzeitarbeitslose und 
weniger Qualifizierte. 

Für 1995 rechnet die Bundesregierung mit einer Zunahme der 
Erwerbstätigenzahl um 200 000 bis 250 000. Die gesamtwirtschaft- 
liche Lage, die gesamtwirtschaftlichen Perspektiven 1995 sowie 
die für die kommenden Jahre vorgesehene wirtschaftspolitische 
Strategie zur Stärkung von Wachstum und Beschäftigung wird die 
Bundesregierung mit dem Jahreswirtschaftsbericht 1995 dar- 
legen. 


3. Welche Schritte wurden für das Entstehen zusätzlicher Arbeitsplätze 
im produzierenden Gewerbe durch die Bundesregierung vorge- 
sehen? 

Mit wieviel mehr Arbeitsplätzen kann jeweils gerechnet werden? 


Die Politik der Bundesregierung zur Zukunftssicherung des 
Standortes Deutschland sowie die Förderpolitik für die neuen 
Länder verbessern die Beschäftigungsperspektiven in allen Sek- 
toren und damit auch für das produzierende Gewerbe. Spezielle 
Maßnahmen für das produzierende Gewerbe sind von der Bun- 
desregierung nicht vorgesehen; sie wären mit der Politik der 
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Bundesregierung zur Verbesserung der allgemeinen Rahmenbe- 
dingungen für mehr Wachstum und höhere Beschäftigung nicht 
vereinbar. 

Zur Beschäftigungsentwicklung wird auf die Antwort zu Frage 2 
verwiesen. Beschäftigungsprognosen für einzelne Wirtschafts- 
bereiche werden von der Bundesregierung nicht abgegeben. 


4. Welcher Finanzbedarf besteht für die erarbeiteten Strategien? 
Welche Finanzierungsquellen wurden dafür erschlossen? 


Der Finanzbedarf der auf Wachstumsförderung und Beschäfti- 
gungssteigerung ausgerichteten Politik der Bundesregierung ist 
im Bundeshaushaltsplan und in der mittelfristigen Finanzplanung 
wiedergegeben. 


5. Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung in Ver- 
wirklichung der „Berliner Erklärung zur Halbierung der Arbeitslo- 
sigkeit bis zum Jahr 2000", die im Auftrag der Berliner Senatorin für 
Arbeit und Frauen erarbeitet wurde, unternommen? 

6. Welche konkreten Schritte wird die Bundesregierung dazu 1995 
unternehmen? 


Die Fragen 5 und 6 werden zusammen beantwortet, weil sich 
Frage 6 unmittelbar auf Frage 5 bezieht. 

Die Bundesregierung hält die in der sog. Berliner Erklärung vor- 
geschlagenen Strategien überwiegend für ungeeignet, um die Be- 
schäftigungsprobleme zu überwinden, und orientiert sich daher 
auch nicht an diesen Vorschlägen. 


. 7. Wie hat sich die Arbeitslosigkeit in der Europäischen Union während 
der deutschen Präsidentschaft verändert? 


Während zu Beginn dieses Jahres von der Europäischen Kommis- 
sion eine Arbeitslosenquote von 11,6 % erwartet wurde, revidierte 
sie in ihrer Herbstprognose diesen Wert auf 10,9 %. Nach aktuel- 
lem Stand (Oktober) liegt sie bei 10,7%. Für 1995 und 1996 geht 
die Europäische Kommission von einem weiteren Absinken der 
Arbeitslosigkeit auf 10,4 bzw. 9,8 % aus. 


8. Was wurde und wird durch die Bundesregierung während der Zeit 
der EU-Präsidentschaft auf europäischer Ebene in Federführung und 
Verantwortung zur Realisierung der Ziele des Weißbuches getan? 


Mit dem sich verstärkenden Aufschwung in Europa sind bereits 
erste positive Effekte beim konjunkturellen Teil der Arbeitslosig- 
keit erkennbar. Im Hinblick auf den strukturellen Anteil der 
Arbeitslosigkeit hat der Europäische Rat - basierend auf dem 
„Weißbuch über Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti- 
gung" - einen Aktionsplan zur Beschäftigung beschlossen. Die 
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Arbeits- und Sozialminister sowie die Wirtschafts- und Finanz- 
minister haben unter deutscher Präsidentschaft Berichte zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit vorgelegt, in denen Bilanz über 
das bisher Erreichte gezogen und arbeitsmarktpolitische sowie 
wirtschaftspolitische Empfehlungen für die Zukunft ausgespro- 
chen werden. Hinzu kommen verschiedene Berichte der Europäi- 
schen Kommission zur Umsetzung von Wachstum in Beschäfti- 
gung. Diese Berichte wurden auf dem Europäischen Rat in Essen 
erörtert und bilden die Grundlage für beschäftigungspolitische 
Schlußfolgerungen. Damit ist es der deutschen Präsidentschaft 
gelungen, die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in der Gemein- 
schaft weiter voranzubringen. 
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